
 

 

Ihre Steuerkanzlei informiert.

SCHAUFENSTER

STEUERN
12/2017

Termine
Steuern und Sozialversicherung

Grundstück gegen Pflege
Verfügung klärt steuerliche Behandlung

Steuervergünstigungen
Bundesrechnungshof fordert Abschaffung

Hank und Partner mbB / Eisenmenger und Kollegen GmbH

74523 Schwäbisch Hall

Telefon: 0791/950310

info@hank-und-partner.de

Sehr geehrte Mandanten,

das deutsche Steuerrecht nimmt sich immer wieder den Alltagsproble-

men an, z.B. der Frage, welche Mindeststandards ein Frühstück haben

muss.

Selbstverständlich beschäftigt sich der Fiskus nicht ganz selbstlos mit

solchen Fragen. Wenn nämlich ein Frühstück gegeben ist, welches der

Chef seinen Mitarbeitern spendiert, dann können dafür auch die Sach-

bezugswerte der Lohnsteuer unterworfen werden.

Im Streitfall ging es um ein Softwareunternehmen, welches seinen

Angestellten und Kunden täglich 150 Brötchen zum Verzehr zur Ver-

fügung stellte. Daneben konnten sowohl Mitarbeiter als auch Kunden

und Gäste sich kostenfrei an einem Heißgetränkeautomat bedienen.

In Brötchen und Kaffee erkannte das Finanzamt ein Frühstück und

wollte sogleich die Sachbezugswerte versteuern. Bei einem Sachbe-

zugswert für ein Frühstück in 2017 von 1,70 Euro hätte sich im Streitfall

bei rund 80 Mitarbeitern im Unternehmen und 220 Arbeitstagen eine

lohnsteuerliche Bemessungsgrundlage von 29.920 Euro ergeben.

Erfreulicherweise konnten jedoch die Gourmets des FG Münster aus-

weislich ihrer Entscheidung vom 31.5.2017 (Az: 11 K 4108/14) kein

Frühstück erkennen. Ein trockenes Brötchen mit Kaffee oder Tee, selbst

mit Kakao, erfüllt nach Meinung des Gerichtes nicht den Mindeststan-

dard eines Frühstücks. Von einem solchen kann vielmehr erst gespro-

chen werden, wenn noch ein Brotaufstrich hinzukommt!

Ob die Münsteraner damit Recht behalten, muss nun der BFH (Az: VI

R 36/17) klären. Bis dahin achten Sie bitte selber auf ein gesundes und

ausgewogenes Frühstück.

Eine informative Lektüre wünscht Ihnen

Ralf Eisenmenger, Gabriele Henke
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Die Informationen in diesem Mandantenbrief wurden sorgfältig ausge-
wählt und zusammengestellt. Doch beachten Sie bitte, dass dieser Ser-
vice weder eine Beratung ersetzt, noch einen Beratervertrag darstellt.
Bitte haben Sie deshalb Verständnis dafür, dass wir keine Gewährleistung
für die Richtigkeit oder Aktualität der hier wiedergegebenen Informatio-
nen übernehmen. Bei einem Rechts- oder Steuerproblem vereinbaren Sie
deshalb einen Termin in unserer Kanzlei. Nur hier erhalten Sie eine ver-
bindliche Beratung, die auf Ihr persönliches Problem bezogen ist.
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Alle 
Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.12.

�� Umsatzsteuer

�� Lohnsteuer

�� Kirchensteuer zur Lohnsteuer

�� Einkommensteuer

�� Kirchensteuer

�� Körperschaftsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 14.12. für den Eingang der 

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks 

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der Ge-

meinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um Säumniszu-

schläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei Tage vor dem 

Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge Dezember 2017

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld spätes-

tens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für Dezem-

ber ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 27.12.2017.

Grundstück gegen Pflege: Verfügung klärt steuerliche 
Behandlung

Werden in notariellen Übergabe- oder Schenkungsverträgen (vor al-

lem relevant bei  Grundstücksübertragungen) Pflegeverpflichtungen 

im Bedarfsfall vereinbart, so stellt die Pflegeleistung schenkungsteuer-

rechtlich eine Gegenleistung für die Grundstücksübertragung dar. Dies 

stellt die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt am Main in einer aktu-

ellen Verfügung klar. Da der Grundstückserwerber erst im Bedarfsfall 

zur Pflege des Berechtigten verpflichtet ist, liege insoweit eine auf-

schiebend bedingte Last vor, die nach § 6 Absatz 1 Bewertungsgesetz 

(BewG) vor Eintritt der Bedingung nicht zu berücksichtigen sei. Die 

Pflegeverpflichtung bleibe deshalb zum Zeitpunkt der Ausführung der 

Schenkung außer Ansatz.

Pflegeleistungen lägen vor, wenn sie regelmäßig und über eine längere 

Dauer zu erbringen sind, über ein übliches Maß der zwischenmensch-

lichen Hilfe hinausgehen und im allgemeinen Verkehr einen Geldwert 

haben. Zu den Pflegeleistungen zählen laut OFD Frankfurt am Main 

die Unterstützung und Hilfe bei den gewöhnlichen und regelmäßig 

wiederkehrenden Verrichtungen im Bereich der Körperpflege, der Er-

nährung, der Mobilität und der hauswirtschaftlichen Versorgung. Auch 

die Erledigung von Botengängen und schriftlichen Angelegenheiten, 

Besprechungen mit Ärzten, Vorsprachen bei Behörden sowie die seeli-

sche Betreuung des Schenkers gehörten dazu.

Pflegeleistungen können der Verfügung zufolge erst dann berücksich-

tigt werden, wenn der Pflegefall tatsächlich eingetreten ist und der 

Erwerber die Leistungen erbringt. Bei der Schenkungsteuer liege ab 

diesem Zeitpunkt eine gemischte Schenkung vor. Die Pflegeverpflich-

tung werde hierbei mit ihrem Wert im Zeitpunkt der Entstehung der 

Steuer für die Zuwendung angesetzt. Entsprechendes gelte, wenn sich 

der Umfang der zu erbringenden Pflegeleistungen nachträglich ändert. 

Der Schenkungsteuerbescheid sei dann zu ändern. Vom Eintritt des 

Pflegefalles könne grundsätzlich erst dann ausgegangen werden, wenn 

der Berechtigte pflegebedürftig im Sinne des § 15 Sozialgesetzbuch XI 

(SGB XI) ist. Die Voraussetzungen für die Pflegestufe I müssten erfüllt 

sein. Liegen diese nicht vor, habe der Erwerber im Einzelfall in geeig-

neter Weise zu belegen, dass bereits Pflegeleistungen erforderlich sind 

und er seiner Verpflichtung nachkommt.

Die Anerkennung der Pflegebedürftigkeit erfordert laut OFD, dass der 

Erwerber schlüssig darlegt und glaubhaft macht, dass er Pflegeleis-

tungen je nach der Hilfsbedürftigkeit des Schenkers nach Art, Dauer, 

Umfang und Wert zu erbringen hat. Er trage insoweit die Feststel-

lungslast. Im Hinblick auf die damit verbundenen Nachweisschwie-

rigkeiten seien jedoch keine übersteigerten Anforderungen an die 

Darlegung und Glaubhaftmachung zu stellen. Der Nachweis könne 

in Form eines ärztlichen Attests oder vergleichbarer Bescheinigungen 

oder in anderer geeigneter Weise geführt werden. Insbesondere könne 

regelmäßig angenommen werden, dass mit zunehmendem Alter eines 

Menschen auch dessen Hilfsbedürftigkeit zunimmt. So könne, wenn 

keine gegenteiligen Anhaltspunkte bestehen, schon bei einem über 80 

Jahre alten Menschen von einer Hilfsbedürftigkeit auszugehen sein, 

ohne dass es hierzu eines Nachweises in Form eines ärztlichen Attests 

oder vergleichbarer Bescheinigungen bedarf. Allein die Unterbringung 

und Versorgung eines Pflegeempfängers in einem Pflegeheim schlös-

sen eine Berücksichtigung von Pflegeleistungen nicht aus. Denn diese 
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könnten auch gegenüber einer Person erbracht werden, die in einem 

Pflegeheim lebt.

Der Wert der vom Erwerber zu erbringenden Pflegeleistungen bestim-

me sich nach den gesamten Umständen des konkreten Einzelfalls, ins-

besondere den vertraglich vereinbarten Leistungen. Es bestehen laut 

OFD keine Bedenken, wenn für erbrachte Leistungen ein pauschaler 

Satz von elf Euro je Stunde angesetzt wird. Der pauschale Satz sei an-

zusetzen unabhängig davon, ob und wenn ja in welcher Pflegestufe 

die zu pflegende Person eingestuft ist. Diese Beträge seien zu kürzen, 

soweit die pflegebedürftige Person Pflegegeld aus der Pflegeversiche-

rung oder einer Pauschalbeihilfe nach den Beihilfevorschriften erhält 

und diese zu Lebzeiten an die verpflichtete Pflegeperson weitergibt. 

Die Weitergabe selbst sei nach § 13 Absatz 1 Nr. 9a Erbschaftsteuer-

gesetz von der Schenkungsteuer befreit. Dem Erwerber stehe es frei, 

einen höheren Wert seiner Leistungen nachzuweisen. Die Pflegeleis-

tungen seien mit ihrem Kapitalwert im Zeitpunkt des Eintritts des Pfle-

gefalles zu bewerten. Dieser sei auf den Zeitpunkt der Ausführung der 

Zuwendung abzuzinsen. Der Vervielfältiger für die Abzinsung sei der 

Tabelle 1 der gleich lautenden Erlasse der obersten Finanzbehörden der 

Länder vom 10.10.2010 (BStBl. I 2010, Seite 810) zu entnehmen.

Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main, Verfügung vom 18.05.2017, S 

3806 A - 009 - St 119

Steuervergünstigungen: Bundesrechnungshof fordert 
Abschaffung

Der Bundesrechnungshof (BRH) sieht mittel- und langfristig „erheb-

liche finanzwirtschaftliche Herausforderungen“ für den Bundeshaus-

halt. Um die Tragfähigkeit des Haushalts langfristig abzusichern und 

ihn strukturell zu entlasten, mahnt er unter anderem den Abbau von 

Steuervergünstigungen an. Kritisch sieht der BRH unter anderem Steu-

errabatte bei der Energiebesteuerung und der Einkommenssteuer (zum 

Beispiel für haushaltsnahe Dienstleistungen) sowie die Vergünstigung 

für Dieselkraftstoffe. Zudem sei eine Reform der ermäßigten Umsatz-

steuer angezeigt. Dies geht aus dem BRH-Bericht (BT-Drs. 19/26) zur 

finanzwirtschaftlichen Entwicklung des Bundes („Herausforderungen 

und Handlungsoptionen für die 19. Wahlperiode“) hervor, wie der Bun-

destag mitteilt.

Der BRH sieht in der positiven Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt, 

den niedrigen Zinsen und den steigenden Steuereinnahmen günstige 

Rahmenbedingungen für die kommenden Haushaltsjahre bis 2021. 

Mittel- und langfristige Herausforderungen ergeben sich laut Be-

richt insbesondere aus der demografischen Entwicklung, die sich in 

zunehmenden Sozialausgaben (insbesondere für Leistungen an die 

Rentenversicherung) niederschlägt. Der Bund übernähme zudem zu-

nehmend Sozialausgaben, für die eigentlich Länder und Kommunen 

zuständig seien. Mittelfristig sei zudem weiterhin mit erheblichen Auf-

wendungen im zweistelligen Milliardenbereich für die Aufnahme und 

Integration von Asylsuchenden und Flüchtlingen sowie zur Fluchtur-

sachenbekämpfung zu rechnen. Auch Investitionen in die Infrastruk-

tur werden laut Bericht auf den Haushalt durchschlagen. Risiken für 

die Haushaltstragfähigkeit sieht der Bundesrechnungshof auch in den 

noch nicht absehbaren Folgen des Brexit sowie weiteren möglichen 

Auswirkungen der europäischen Staatsschuldenkrise.

Ausgabenseitig sieht der Rechnungshof in dem Bericht geringe Spiel-

räume für Einsparungen. Ein Grund dafür seien Lastenverschiebungen 

im föderalen Finanzgefüge in Richtung des Bundes. So entlaste der 

Bund Länder und Kommunen im Jahr 2018 um mehr als 76 Milliarden 

Euro. Ab 2020 sei zudem mit einer zusätzlichen Belastung von jähr-

lich zehn Milliarden Euro in Folge der Neuordnung der Bund-Länder-

Finanzbeziehungen zu rechnen. Hingegen seien bei der Entflechtung 

von Aufgaben nur geringe Fortschritte zu verzeichnen, kritisiert der 

Rechnungshof. In der neuen Wahlperiode müsse weiter an einer sol-

chen Entflechtung gearbeitet werden. „Ziel muss sein, mehr Transpa-

renz im föderalen Zusammenwirken zu erreichen und die finanzielle 

Eigenverantwortung der staatlichen Ebenen zu stärken“, fordert der 

Rechnungshof.

Deutscher Bundestag, PM vom 06.11.2017

Altersvorsorgevermögen aus Riester-Renten kann bei 
tatsächlicher Förderung der Beiträge unpfändbar sein

Altersvorsorgevermögen aus Riester-Renten ist unpfändbar, darf also 

in der Insolvenz des Schuldners nicht zugunsten der Gläubiger verwer-

tet werden, soweit die vom Schuldner erbrachten Altersvorsorgebei-
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träge tatsächlich gefördert worden sind. Dies hat der Bundesgerichts-

hof (BGH) entschieden.

Die Schuldnerin schloss 2010 bei der Beklagten einen Rentenversiche-

rungsvertrag (Riester-Rente) ab. Der Rentenversicherungsvertrag sieht 

ein Kündigungsrecht für sie vor. Nachdem die Schuldnerin Beiträge 

in Höhe von insgesamt 333 Euro gezahlt hatte, stellte die Beklagte 

den Versicherungsvertrag auf Antrag der Schuldnerin beitragsfrei. Am 

15.04.2014 eröffnete das Amtsgericht das Insolvenzverfahren über das 

Vermögen der Schuldnerin und bestellte den Kläger zum Insolvenzver-

walter. Der Kläger kündigte den Rentenversicherungsvertrag und ver-

langt von der Beklagten die Auszahlung des Rückkaufswertes.

Der Kläger meint, die Riester-Rente gehöre zur Insolvenzmasse. Da 

die Schuldnerin das Recht habe, den Vertrag zu kündigen, erfülle der 

Vertrag nicht die Voraussetzungen des § 851c Absatz 1 Zivilprozessord-

nung (ZPO). Daher könne der Vertrag in der Insolvenz zugunsten der 

Gläubiger verwertet werden. Außerdem habe die Schuldnerin weder 

einen Zulageantrag gestellt noch eine staatliche Zulage erhalten. Die 

Beklagte verteidigt sich damit, dass das in Riester-Verträgen angespar-

te Vermögen gemäß § 851 Absatz 1 ZPO unpfändbar sei, weil das Al-

tersvorsorgevermögen einschließlich der Erträge in Riester-Renten ge-

mäß § 97 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EStG) nicht übertragbar sei. 

Der Kläger verlangt mit seiner Klage die Auszahlung des von ihm er-

rechneten Rückkaufswertes. Das Amtsgericht hat die Klage abgewie-

sen. Das Landgericht (LG) hat die Beklagte auf die Berufung des Klä-

gers zur Zahlung eines Teilbetrags verurteilt. Mit ihrer Revision erstrebt 

die Beklagte die vollständige Klageabweisung. 

Der BGH hat entschieden, dass das in einem Riester-Vertrag angespar-

te Guthaben nicht pfändbar ist, soweit die vom Schuldner erbrach-

ten Altersvorsorgebeiträge tatsächlich gefördert werden und den 

Höchstbetrag nicht übersteigen. Dem Insolvenzverwalter stehe ein 

Kündigungsrecht nur zu, wenn der Rentenversicherungsvertrag dem 

Insolvenzbeschlag unterliegt. Gegenstände, die nicht der Zwangsvoll-

streckung unterliegen, gehörten nicht zur Insolvenzmasse. Ob das in 

einem Riester-Vertrag angesparte Guthaben pfändbar ist und damit 

der Zwangsvollstreckung unterliegt, richte sich nach § 851 Absatz 1 

ZPO in Verbindung mit § 97 Satz 1 EStG. Da diese Ansprüche kraft 

gesetzlicher Anordnung nicht übertragbar sind, seien sie auch nicht 

pfändbar. 

§ 851c ZPO sei durch das Gesetz zum Pfändungsschutz der Altersvor-

sorge vom 26.03.2007 (BGBl I 2007, 368) eingeführt worden. Damit 

habe der Gesetzgeber jedoch keine zusätzlichen Anforderungen an 

die Unpfändbarkeit von Ansprüchen aus Riester-Renten geschaffen. 

Insbesondere sei es nicht erforderlich, dass der Riester-Vertrag un-

kündbar ist (§ 851c Absatz 1 Nr. 2 ZPO). Soweit danach § 851c ZPO 

für die Unpfändbarkeit von Ansprüchen aus Verträgen Anforderungen 

an die Ausgestaltung der Vertragsbedingungen stellt, die von Riester-

Verträgen nicht eingehalten werden müssen, handele es sich um eine 

unterschiedliche gesetzgeberische Wertentscheidung, so der BGH. 

Der Gesetzgeber habe durch § 851c ZPO den Schutz von Altersvor-

sorgeansprüchen verbessern wollen. Daher könne dem Gesetz nichts 

dafür entnommen werden, dass die Unpfändbarkeit von Ansprüchen 

aus Riester-Renten gegenüber der Rechtslage nach § 851 Absatz 1 ZPO 

in Verbindung mit § 97 Satz 1 EStG zukünftig erschwert werden sollte. 

Allerdings hänge der Pfändungsschutz für das in einem Riester-Vertrag 

angesparte Kapital davon ab, ob die Altersvorsorgebeiträge tatsäch-

lich durch eine Zulage gefördert worden sind, betont der BGH. Ausrei-

chend für die Unpfändbarkeit sei, wenn der Altersvorsorgevertrag im 

Zeitpunkt der Pfändung förderfähig war, der Schuldner bereits einen 

Zulagenantrag für die entsprechenden Beitragsjahre gestellt hatte 

und die Voraussetzungen für die Gewährung einer Zulage vorlagen. 

Nachdem zwischen den Parteien streitig ist, ob die Schuldnerin einen 

Zulageantrag gestellt und eine staatliche Zulage erhalten hat, habe 

der BGH den Rechtsstreit zur weiteren Aufklärung an das LG zurück-

verwiesen. 

Bundesgerichtshof, Versäumnisurteil vom 16.11.2017, IX ZR 21/17

„Düsseldorfer Tabelle“: Ab 2018 mehr Unterhalt für 
minderjährige Kinder

Zum 01.01.2018 wird die so genannte Düsseldorfer Tabelle, die als Un-

terhaltsleitlinie fungiert, geändert. Wie das Oberlandesgericht (OLG) 

Düsseldorf angibt, wird ab diesem Zeitpunkt der Mindestunterhalt 

minderjähriger Kinder angehoben.

Der Mindestunterhalt beträgt danach ab dem 01.01.2018 für Kinder 

der ersten Altersstufe (bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres) 

348 Euro statt bisher 342 Euro, für Kinder der zweiten Altersstufe (bis 
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zur Vollendung des zwölften Lebensjahres) 399 Euro statt bisher 393 

Euro und für Kinder der dritten Altersstufe (vom 13. Lebensjahr bis zur 

Volljährigkeit) 467 Euro statt bisher 460 Euro.

Die Erhöhung des Mindestunterhalts führt zugleich zu einer Änderung 

der Bedarfssätze der zweiten bis zehnten Einkommensgruppe der Düs-

seldorfer Tabelle. Sie werden wie in der Vergangenheit in der zweiten 

bis fünften Einkommensgruppe um jeweils fünf Prozent und in der 

sechsten bis zehnten Einkommensgruppe um jeweils acht Prozent des 

Mindestunterhalts angehoben. Demgegenüber bleibt die Düsseldorfer 

Tabelle hinsichtlich des Bedarfs volljähriger Kinder in 2018 unverän-

dert, um eine überproportionale Erhöhung des Bedarfs des volljährigen 

Kindes, das noch im Haushalt eines Elternteils lebt, im Verhältnis zu 

dem Bedarf eines allein lebenden Erwachsenen zu vermeiden. 

Auf den Bedarf des Kindes ist nach § 1612b Bürgerliches Gesetzbuch 

das Kindergeld anzurechnen. Dieses beträgt ab dem 01.01.2018 für ein 

erstes und zweites Kind 194 Euro, für ein drittes Kind 200 Euro und 

für das vierte und jedes weitere Kind 225 Euro. Das Kindergeld ist bei 

minderjährigen Kindern in der Regel zur Hälfte und bei volljährigen 

Kindern in vollem Umfang auf den Barunterhaltsbedarf anzurechnen. 

Erstmals seit 2008 werden auch die Einkommensgruppen angehoben. 

Die Tabelle beginnt daher ab dem 01.01.2018 mit einem bereinigten 

Nettoeinkommen von „bis 1.900 Euro“ statt bisher „bis 1.500 Euro“ 

und endet mit „bis 5.500 Euro“ statt bisher „bis 5.100 Euro“. Auch der 

so genannte Bedarfskontrollbetrag, der eine ausgewogene Verteilung 

des Einkommens zwischen dem Unterhaltspflichtigen und den Unter-

haltsberechtigten gewährleisten soll, steigt im Jahr 2018 an. In der ers-

ten Einkommensgruppe entspricht er dem notwendigen Selbstbehalt. 

Er wird in der zweiten Einkommensgruppe von bisher 1.180 Euro auf 

1.300 Euro angehoben. In den folgenden Einkommensgruppen steigt 

der Bedarfskontrollbetrag wie bisher um jeweils 100 Euro. Der aus-

bildungsbedingte Mehrbedarf erhöht sich von 90 Euro auf 100 Euro. 

Im Übrigen bleibt die Düsseldorfer Tabelle 2018 gegenüber 2017 un-

verändert. 

Die nächste Änderung der Düsseldorfer Tabelle wird voraussichtlich 

zum 01.01.2019 erfolgen.

Oberlandesgericht Düsseldorf, PM vom 06.11.2017

Einkommensteuervorauszahlungen für Zeiträume 
nach Tod sind Nachlassverbindlichkeiten 

Gegenüber dem Erblasser festgesetzte Einkommensteuervorauszah-

lungen sind auch für ein Kalendervierteljahr, das erst nach dessen Tod 

beginnt, vom Erben als Nachlassverbindlichkeiten abzugsfähig. Dies 

hat das Finanzgericht (FG) Münster entschieden.

Der Kläger ist Gesamtrechtsnachfolger seines am 15.08.2014 verstor-

benen Vaters. Das Finanzamt hatte gegenüber dem Vater Einkom-

mensteuer-Vorauszahlungen für das dritte und vierte Quartal 2014 

festgesetzt. Diese machte der Kläger als Nachlassverbindlichkeiten im 

Rahmen der Erbschaftsteuererklärung geltend. Das Finanzamt erkann-

te nur die Vorauszahlungen für das dritte Quartal an, weil die Steuer 

für das vierte Quartal erst mit dessen Beginn und damit nach dem To-

destag des Vaters entstanden sei.

Die Klage hatte vollumfänglich Erfolg. Das FG führte aus, dass zu den 

abzugsfähigen Nachlassverbindlichkeiten nicht nur die rechtlich ent-

standenen, sondern auch diejenigen Steuerschulden des Erblassers 

gehörten, die dieser durch Verwirklichung von Steuertatbeständen 

begründet habe. Die Einkommensteuer des Erblassers entstehe erst 

mit Ablauf des Todesjahres und sei unzweifelhaft abzugsfähig. Für 

Vorauszahlungen könne nichts anderes gelten als für Abschlusszah-

lungen. Wäre die Vorauszahlung für das vierte Quartal – etwa nach 

einem Antrag des Klägers als Rechtsnachfolger – auf Null herabge-

setzt worden, wäre die Abschlusszahlung höher ausgefallen und ab-

zugsfähig gewesen. 

Finanzgericht Münster, Urteil vom 31.08.2017, 3 K 1641/17 Erb
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Größenklassengrenzen in der Betriebsprüfungs- 
ordnung: Steuerberaterverband fordert Erhöhung

Das Bundesfinanzministerium (BMF) überprüft in der Regel alle drei 

Jahre die Einordnung der Größenklassengrenzen in der Betriebsprü-

fungsordnung (BpO). Deswegen hatte die Praxis jüngst wieder die Ge-

legenheit, ihre Vorstellungen zur Festlegung der neuen Größenmerk-

male, die ab dem 01.01.2019 gelten sollen, zu äußern. Der Deutsche 

Steuerberaterverband e.V. (DStV) spricht sich in seiner Stellungnahme 

S 09/17 dafür aus, dass die Größenklassengrenzen insbesondere für 

Klein- und Mittelbetriebe überdurchschnittlich gegenüber den vorigen 

Prüfungszyklen erhöht werden.

Seit dem am 01.01.2004 beginnenden 18. Prüfungsturnus habe es vier 

Anpassungen bei den Größenklassen gegeben, erläutert der Verband. 

Die Anhebungen im Bereich der Umsatzerlöse hätten für die Groß-, 

Mittel- und Kleinbetriebe bei den Freien Berufen dabei jeweils zwi-

schen fünf und circa zehn Prozent gelegen, im Bereich des steuerlichen 

Gewinns zwischen zwei und acht Prozent. Ein ähnlicher Anstieg sei bei 

den Handels- und Fertigungsbetrieben für die verschiedenen Größen-

merkmale zu verzeichnen. 

Die konstante gleichmäßige Erhöhung der Größenklassengrenzen 

erscheint dem DStV aber gerade vor dem Hintergrund der vom BMF 

veröffentlichten Daten volkswirtschaftlich nicht optimal. Gemäß dem 

Monatsbericht des BMF vom 21.10.2016 über die Betriebsprüfungen 

2015 sei im Rahmen von Betriebsprüfungen ein Mehrergebnis von 

16,8 Milliarden Euro erzielt worden. Hiervon entfielen laut DStV 12,8 

Milliarden Euro auf die Prüfung von Großbetrieben und lediglich eine 

Milliarde Euro auf die Prüfung von Kleinstbetrieben. Dieses Ergebnis 

habe in etwa auf dem Niveau der Vorjahre gelegen.

Die Prüfungszeiträume beliefen sich laut DStV über alle Größenklas-

sen hinweg auf knapp drei Wirtschaftsjahre. Signifikante Unterschiede 

gebe es jedoch bei der Prüfungsdichte, die exponentiell pro Größen-

klasse zunehme. So seien lediglich knapp ein Prozent der Kleinst- und 

3,2 Prozent der Kleinbetriebe in 2015 geprüft worden. Der Prüfungsan-

teil habe bei den Mittelbetrieben schon bei 6,4 Prozent gelegen, wäh-

rend 21,4 Prozent der Großbetriebe geprüft worden seien. 

Auf Grundlage der vorgenannten statistisch gewonnenen Daten plä-

diert der DStV dafür, dass der Prüfungsfokus zugunsten der oberen 

Größenklassen verschoben wird. Die Gleichmäßigkeit der Besteue-

rung, die § 2 BpO fordert, werde gerade durch die Daten aus der E-

Bilanz gewährleistet, die eine risikooptimierte Prüfung zulassen. Kon-

kret fordert der DStV, dass die Größenklassengrenzen für kleine und 

mittlere Betriebe um knapp 50 Prozent angehoben werden. Aus seiner 

Sicht sollten die durch die Erhöhung der Größengrenzen eingesparten 

Prüfungskapazitäten der Finanzverwaltung gezielt für die zeitnahe Be-

triebsprüfung nach § 4a BpO genutzt werden. So könnten auch dies-

bezügliche Anträge des Steuerpflichtigen häufiger positiv beschieden 

werden (§ 2 Absatz 3 BpO in Verbindung mit  § 4a BpO). Das Resultat 

wäre, zumindest in diesen Fällen, die vom DStV angestrebte größere 

Rechtssicherheit und Reduzierung der Zinslast für die Praxis.

Deutscher Steuerberaterverband e.V., PM vom 17.10.2017

Lohnsteuerabzug 2018: Bundesfinanzministerium 
gibt Programmablaufpläne bekannt

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat die Programmablaufpläne für 

den Lohnsteuerabzug 2018 bekannt gemacht, und zwar zum einen den 

Programmablaufplan für die maschinelle Berechnung der vom Arbeits-

lohn einzubehaltenden Lohnsteuer, des Solidaritätszuschlags und der 

Maßstabsteuer für die Kirchenlohnsteuer für 2018 und zum anderen 

den Programmablaufplan für die Erstellung von Lohnsteuertabellen 

für 2018 zur manuellen Berechnung der Lohnsteuer (einschließlich der 

Berechnung des Solidaritätszuschlags und der Bemessungsgrundlage 

für die Kirchenlohnsteuer). 

Laut Ministerium berücksichtigen die Programmablaufpläne die ab 

2018 geltenden Anpassungen des Einkommensteuertarifs (einschließ-

lich Anhebung des Grundfreibetrags auf 9.000 Euro), der Zahlenwerte 

in § 39b Absatz 2 Satz 7 Einkommensteuergesetz und der Freibeträge 

für Kinder (Anhebung auf 3.714 Euro beziehungsweise 7.428 Euro). 

Beim Teilbetrag der Vorsorgepauschale für die Rentenversicherung 

werde weiter von einem Beitragssatz in der allgemeinen Rentenversi-

cherung in Höhe von 18,7 Prozent ausgegangen, das heißt, eine mög-
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liche Änderung des Beitragssatzes aufgrund des Rentenversicherungs-

berichts 2017 sei nicht berücksichtigt.

Die Programmablaufpläne stehen auf den Seiten des BMF als pdf-Da-

teien zum Download zur Verfügung.

Bundesfinanzministerium, PM vom 10.11.2017

Rechnungen über Kleinbeträge bei Gesamtbetrag von 
bis zu 250 Euro gegeben

§ 33 der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV) regelt, 

welche Angaben Rechnungen über Kleinbeträge mindestens enthalten 

müssen. Durch Artikel 5 des Zweiten Bürokratieentlastungsgesetzes 

ist die Grenze des § 33 UStDV für Kleinbetragsrechnungen von 150 

Euro auf 250 Euro erhöht worden. Die Änderung ist rückwirkend zum 

01.01.2017 in Kraft getreten. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat dies zum Anlass genommen, 

den Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) vom 01.10.2010 (BStBl 

I Seite 846), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 08.11.2017 (III C 

2 - S 7100/13/10007) geändert worden war, erneut zu ändern. So wer-

de in den Abschnitten 14.6 Absatz 1 Satz 1, 15.4 Absatz 1 sowie 18.14 

Absatz 3 Nr. 1 die Angabe „150 Euro“ jeweils durch die Angabe „250 

Euro“ ersetzt. Die Änderungen sind laut BMF auf alle ab 01.01.2017 

ausgeführten Lieferungen und sonstigen Leistungen anzuwenden.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 15.11.2017, III C 2 - S 

7285/07/10002

Wettbewerbsrecht: Auch ein Sternchenhinweis kann 
„auf einen Blick“ bedeuten

Wer mit kostenpflichtigen Rufnummern wirbt, der muss das für die 

Nutzung zu zahlende Entgelt gut lesbar, deutlich sichtbar und in un-

mittelbaren Zusammenhang mit der Rufnummer angeben. In dem 

konkreten Fall hatte ein Wirtschaftsverband gegen ein Unternehmen 

geklagt, das Bankgeschäfte mit Privatkunden betreibt. Das Unterneh-

men hatte mit einem Schreiben für einen „Sparbrief mit Top-Kondi-

tionen!“ geworben und dabei eine Servicenummer mit einem Stern-

chenhinweis angegeben. Auf der Seite unten stand „14 Ct/Min aus dt. 

Festnetzen, max. 42 Ct/Min aus Mobilfunknetzen“. 

Der Bundesgerichtshof sah darin eine gut lesbare Preisangabe, die 

auch in unmittelbarem Zusammenhang zu erkennen sei. Auch ein sol-

cher Sternchenhinweis könne dafür sorgen, dass beide Preise auf einen 

Blick wahrgenommen werden können. 

BGH, I ZR 143/14 vom 23.07.2015

Auslandsdienstreisen: BMF-Schreiben regelt  
steuerliche Behandlung von Reisekosten und  
Reisekostenvergütungen

Ein aktuelles Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) be-

schäftigt sich mit der steuerlichen Behandlung von Reisekosten und 

Reisekostenvergütungen bei betrieblich und beruflich veranlassten 

Auslandsreisen ab 01.01.2018. Zugleich enthält das Schreiben eine 

Übersicht über die Pauschbeträge für Verpflegungsmehraufwendun-

gen und Übernachtungskosten für beruflich und betrieblich veran-

lasste Auslandsdienstreisen ab dem 01.01.2018, wobei Änderungen 

gegenüber der Übersicht ab 01.01.2017 mit Fettdruck gekennzeichnet 

sind.

Bei eintägigen Reisen in das Ausland sei der entsprechende Pauschbe-

trag des letzten Tätigkeitsortes im Ausland maßgebend, führt das BMF 

aus. Bei mehrtägigen Reisen in verschiedenen Staaten gelte für die Er-

mittlung der Verpflegungspauschalen am An- und Abreisetag sowie an 

den Zwischentagen (Tagen mit 24 Stunden Abwesenheit) im Hinblick 

auf § 9 Absatz 4a Satz 5  2. Halbsatz Einkommensteuergesetz (EStG) 

insbesondere Folgendes: 

�� Bei der Anreise vom Inland in das Ausland oder vom Ausland in das 

Inland jeweils ohne Tätigwerden sei der entsprechende Pauschbe-

trag des Ortes maßgebend, der vor 24 Uhr Ortszeit erreicht wird. 

�� Bei der Abreise vom Ausland in das Inland oder vom Inland in das 

Ausland sei der entsprechende Pauschbetrag des letzten Tätigkeits-

ortes maßgebend.- Für die Zwischentage sei in der Regel der ent-

sprechende Pauschbetrag des Ortes maßgebend, den der Arbeit-

nehmer vor 24 Uhr Ortszeit erreicht. 

Schließt sich an den Tag der Rückreise von einer mehrtägigen Aus-

wärtstätigkeit zur Wohnung oder ersten Tätigkeitsstätte eine weitere 

ein- oder mehrtägige Auswärtstätigkeit an, sei für diesen Tag nur die 

höhere Verpflegungspauschale zu berücksichtigen. Im Übrigen, insbe-
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sondere bei Flug- und Schiffsreisen, sei R 9.6 Absatz 3 der Lohnsteuer-

Richtlinien (LStR) zu beachten. 

Zur Kürzung der Verpflegungspauschale gilt laut BMF Folgendes: Bei 

der Gestellung von Mahlzeiten durch den Arbeitgeber oder auf dessen 

Veranlassung durch einen Dritten sei die Kürzung der Verpflegungs-

pauschale im Sinne des § 9 Absatz 4a Satz 8 ff. EStG tagesbezogen 

vorzunehmen, das heißt von der für den jeweiligen Reisetag maßge-

benden Verpflegungspauschale für eine 24-stündige Abwesenheit (§ 9 

Absatz 4a Satz 5 EStG), unabhängig davon, in welchem Land die jewei-

lige Mahlzeit zur Verfügung gestellt wurde. 

Für die in der Bekanntmachung nicht erfassten Länder sei der für 

Luxemburg geltende Pauschbetrag maßgebend, für nicht erfasste 

Übersee- und Außengebiete eines Landes sei der für das Mutterland 

geltende Pauschbetrag maßgebend, erläutert das Ministerium. Die 

Pauschbeträge für Übernachtungskosten seien ausschließlich in den 

Fällen der Arbeitgebererstattung anwendbar (R 9.7 Absatz 3 LStR und 

Randziffer 123 des BMF-Schreibens vom 24.10.2014, BStBl I S. 1412). 

Für den Werbungskostenabzug seien nur die tatsächlichen Übernach-

tungskosten maßgebend (R 9.7 Absatz 2 LStR und Randziffer 112 des 

BMF-Schreibens vom 24.10.2014, BStBl I S. 1412); dies gelte entspre-

chend für den Betriebsausgabenabzug (R 4.12 Absatz 2 und 3 der Ein-

kommensteuer-Richtlinien). 

Das aktuelle Schreiben des BMF gilt entsprechend für doppelte Haus-

haltsführungen im Ausland (R 9.11 Absatz 10 Satz 1, Satz 7 Nummer 3 

LStR und Randziffer 107 ff. des BMF-Schreibens vom 24.10.2014, BStBl 

I S. 1412). Es ist auf den Seiten des Ministeriums (www.bundesfinanz-

ministerium.de) als pdf-Datei verfügbar.

BMF-Schreiben vom 08.11.2017, IV C 5 - S 2353/08/10006 :008

Doppelte Haushaltsführung: Mietspiegel kann  
zu Ermittlung des Durchschnittsmietzinses heran-
gezogen werden

Der im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung als Werbungskos-

ten zu berücksichtigende so genannte Durchschnittsmietzins einer 

60-Quadratmeter-Wohnung am Beschäftigungsort kann nach dem 

im fraglichen Zeitraum gültigen Mietspiegel bemessen werden. Dies 

hält der Bundesfinanzhof (BFH) fest.

Im Rahmen der doppelten Haushaltsführung seien die tatsächlichen 

Kosten einer Unterkunft nur insoweit als Werbungskosten zu berück-

sichtigen, als sie nicht überhöht sind. Denn § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 

5 Einkommensteuergesetz (EStG) begrenze den Abzug von Mehrauf-

wendungen, die einem Arbeitnehmer wegen einer beruflich veranlass-

ten doppelten Haushaltsführung entstehen, auf das Notwendige und 

damit auf das nach objektiven Maßstäben zur Zweckverfolgung Erfor-

derliche, erläutert der BFH.

Er halte in ständiger Rechtsprechung Unterkunftskosten im Rahmen 

der doppelten Haushaltsführung für notwendig, soweit sie sich für 

eine Wohnung mit einer Wohnfläche bis zu 60 Quadratmeter bei ei-

nem ortsüblichen Mietzins für eine nach Lage und Ausstattung durch-

schnittliche Wohnung (Durchschnittsmietzins) ergeben. Diese Recht-

sprechung zur Rechtslage bis einschließlich Veranlagungszeitraum 

2013 gelte sowohl für angemietete als auch für im Eigentum des Steu-

erpflichtigen stehende Wohnungen gleichermaßen.

Der ortsübliche Durchschnittsmietzins sei – sofern vorhanden – nach 

dem im fraglichen Zeitraum gültigen Mietspiegel gemäß § 558c, 558d 

Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) für das gesamte Gebiet der Stadt oder 

der Gemeinde (Beschäftigungsort), in der sich die betreffende Woh-

nung befindet, zu bemessen. Die in einem Mietspiegel bezeichneten 

Entgelte gäben die ortsübliche Vergleichsmiete wieder und könnten 

deshalb der Tatsacheninstanz als Ermittlungshilfe dienen, so der BFH. 

Denn der Mietspiegel werde vom umfassenden Sachverstand der an 

der Mietspiegelerstellung beteiligten Experten getragen. Ihm liege 

regelmäßig eine umfassende Datenmenge zugrunde, die den Verhält-

nissen auf dem Wohnungsmarkt am Beschäftigungsort hinreichend 

Rechnung trägt.

Dem stehe der Umstand, dass bei der Erstellung eines Mietspiegels 

(nur) Wohnungen berücksichtigt werden, bei denen die Mieten in 

den letzten vier Jahren neu vereinbart oder, von Veränderungen der 

Betriebskosten nach § 560 BGB abgesehen, geändert worden sind, 

nicht entgegen. Denn der Durchschnittsmietzins beschränke den Wer-

bungskostenabzug im Rahmen des § 9 Absatz 1 Satz 3 Nr. 5 EStG auf 

den notwendigen Mehraufwand und suche nicht die im Veranlagungs-

zeitraum durchschnittliche Marktmiete aus Neuverträgen abzubilden. 

Darin gegebenenfalls begründete Ungenauigkeiten seien dem steuer-

lichen Massenverfahren geschuldet und aus Vereinfachungsgründen 
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gerechtfertigt. Denn der örtliche Mietspiegel gehöre zu den Informa-

tionsquellen, die eine leichte und schnelle Ermittlung der ortsüblichen 

Miete ermöglichten. Ein Sachverständigengutachten über die Höhe 

des Durchschnittsmietzinses könne in einem solchen Fall lediglich 

dann erforderlich sein, wenn und soweit einer der Beteiligten die Aus-

sagekraft eines amtlichen Mietspiegels zu erschüttern vermag.

Bundesfinanzhof, Beschluss vom 12.07.2017, VI R 42/15

Elektrodienstwagen: Erstattungsmöglichkeit  
zugunsten privater Aufladekosten

Die Finanzverwaltung hat für das private Aufladen eines Elektrodienst-

wagens einen pauschalen Auslagenersatz zugelassen. Hierauf weist 

der Steuerberaterverband Niedersachen Sachsen-Anhalt aktuell hin.

Entstehen einem Arbeitnehmer im Zusammenhang mit der Nutzung 

eines Dienstwagens eigene Kosten (zum Beispiel Benzin- und/oder 

Wäschekosten), die ihm vom Arbeitgeber ersetzt werden, liege in der 

Kostenerstattung durch den Arbeitgeber ein lohnsteuerfreier Ausla-

genersatz im Sinne des § 3 Nr. 50 Einkommensteuergesetz, erläutert 

der Steuerberaterverband. Ihm zufolge ist von einem steuerfreien Aus-

lagenersatz selbst dann auszugehen, wenn der Arbeitnehmer einen 

Dienstwagen in einer von ihm angemieteten Garage abstellt und der 

Arbeitgeber hierfür die Kosten übernimmt.

Bei regelmäßig wiederkehrenden Kosten bleibe ein pauschaler Ausla-

genersatz steuerfrei. Voraussetzung hierfür sei, dass der Arbeitnehmer 

die entstandenen Aufwendungen für einen repräsentativen Zeitraum 

von drei Monaten im Einzelnen nachweist.

Die Wirtschaftsverbände hätten sich mit der Bitte an das Bundesfi-

nanzministerium (BMF) gewandt, für das private Aufladen eines Elek-

trodienstwagens einen pauschalen Auslagenersatz zuzulassen. Dieser 

Bitte sei das BMF nunmehr mit einem Schreiben vom 20.08.2017 (IV C 

5 – S 2334/14/10002-05) nachgekommen.

Zur Vereinfachung des steuerfreien Auslagenersatzes für das elektri-

sche Aufladen eines Firmenwagens (ausschließlich Pkw) beim Arbeit-

nehmer lasse die Finanzverwaltung für den Zeitraum vom 01.01.2017 

bis 31.12.2020 folgende monatliche Pauschalen zu:

�� mit zusätzlicher Lademöglichkeit beim Arbeitgeber für Elektrofahr-

zeuge 20 Euro monatlich und für Hybridelektrofahrzeuge zehn Euro 

monatlich,

�� ohne zusätzliche Lademöglichkeit beim Arbeitgeber für Elektro-

fahrzeuge 50 Euro monatlich und für Hybridelektrofahrzeuge 25 

Euro monatlich.

Wie der Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt mit-

teilt, sollen die vorstehenden pauschalen Werte nach Äußerung von 

Vertretern der Finanzverwaltung den geldwerten Vorteil des Arbeit-

nehmers aus der Firmenwagengestellung reduzieren, wenn die Kosten 

für den Ladestrom nicht vom Arbeitgeber erstattet, sondern vom Ar-

beitnehmer selbst getragen werden.

Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt, PM vom 

19.09.2017

Verkehrssicherungspflicht: Auch der Arbeitgeber 
muss auf die Autos seiner Mitarbeiter aufpassen

Dürfen Arbeitnehmer ihre Pkws auf dem Firmenparkplatz abstellen, so 

hat der Arbeitgeber im Rahmen seiner Verkehrssicherungspflicht dafür 

zu sorgen, dass die Fahrzeuge auch einen heftigen Sturm „unbescha-

det“ überstehen. Ist das nicht geschehen, so haftet der Betriebsinhaber 

für das Malheur. 

Hier ging es um einen Großmüllbehälter, der offenbar nicht ausrei-

chend gesichert war und bei einem Sturm mit Windstärke 9 gegen das 

Auto eines Mitarbeiters gedrückt wurde – was einen Totalschaden ver-

ursachte. Der Arbeitgeber hatte die – angekündigten – heftigen Winde 

offenbar ignoriert oder für unerheblich gehalten, so dass er keine be-

sonderen Sicherungsmaßnahmen getroffen hat. Für den Schaden am 

PKW des Außendienst-Mitarbeiters, der sich tagsüber nicht selbst um 

den Pkw kümmern konnte, muss er deshalb aufkommen.

LAG Düsseldorf, 9 Sa 42/17 vom 11.09.2017 


